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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Peter Paziorek, Ulrich Petzold, Dr. Maria Flachsbarth, 

Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach), Renate Blank, Wolfgang Börnsen (Bönstrup), 
Klaus Brähmig, Georg Brunnhuber, Peter H. Carstensen (Nordstrand), Dr. Rolf 
Bietmann, Peter Bleser, Cajus Julius Caesar, Gitta Connemann, Hubert Deittert, 
Albert Deß, Marie-Luise Dött, Enak Ferlemann, Dirk Fischer (Hamburg), 

Georg Girisch, Ralf Göbel, Tanja Gönner, Josef Göppel, Peter Götz, Kurt-Dieter 
Grill, Holger Haibach, Helmut Heiderich, Ursula Heinen, Uda Carmen Freia Heller, 
Bernd Heynemann, Ernst Hinsken, Klaus Hofbauer, Dr. Peter Jahr, Volker Kauder, 
Julia Klöckner, Norbert Königshofen, Werner Kuhn (Zingst), Eduard Lintner, Doris 
Meyer (Tapfheim), Klaus Minkel, Marlene Mortler, Henry Nitzsche, Günter Nooke, 
Franz Obermeier, Eduard Oswald, Anita Schäfer (Saalstadt), Bernhard Schulte- 
Drüggelte, Wilhelm Josef Sebastian, Kurt Segner, Gero Storjohann, Lena 
Strothmann, Volkmar Uwe Vogel, Gerhard Wächter, Werner Wittlich und der 
Fraktion der CDU/CSU 


zu der dritten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
- Drucksachen 15/3168, 15/3214, 15/3455- 


Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des vorbeugenden 
Hochwasserschutzes 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Weltweit ist in den vergangenen zehn Jahren die Häufigkeit extremer Hochwas- 
serereignisse deutlich angestiegen. Überschwemmungen sind neben Stürmen 
die häufigsten und mit den höchsten volkswirtschaftlichen Schäden verbunde- 
nen Naturkatastrophen. Allein das Hochwasser an der Elbe im August 2002 hat 
zu einem volkswirtschaftlichen Schaden von neun Milliarden Euro geführt. 

Das Hochwasser an der Elbe hat auch die Defizite und die Grenzen des Hoch- 
wasserschutzes in Deutschland deutlich werden lassen und gezeigt, dass eine 
Verstärkung des bisher gegebenen Hochwasserschutzes dringend geboten ist. 
Die Gefahr von Hochwassern wird sich nie ganz bannen lassen, jedoch lassen 
sich die Schäden durch einen vorbeugenden Hochwasserschutz begrenzen. 

Ein wirksamer vorbeugender Hochwasserschutz ist nur durch die Einbeziehung 
und das Zusammenwirken aller betroffenen Gruppen möglich. Ökologische, 
ökonomische und soziale Ziele und Anforderungen sind dabei in Einklang zu 
bringen. Hier bedarf es einer umfassenden Strategie. 
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Vorbeugender Hochwasserschutz muss als ganzheitliches und integriertes Kon- 
zept verstanden werden, das ein ganzes Maßnahmenbündel umfasst. Die 
Schwerpunkte liegen vor allem in der vorbeugenden Wasserrückhaltung im 
Rahmen eines Hochwasserflächenmanagements, der Vorbeugung von Schäden 
in hochwassergefährdeten Gebieten durch technischen Hochwasserschutz sowie 
der Begrenzung und dem Ausschluss von Hochwasserschäden durch eine nach- 
haltige Hochwasservorsorge. Daneben leisten auch die aktive Mitwirkung bei 
der Gefahrenabwehr und die Risikovorsorge durch die Gebäudeeigentümer 
einen wichtigen Beitrag. 

Auch hinsichtlich der Flächennutzung in Überschwemmungsgebieten lässt sich 
ein wirksamer Hochwasserschutz nachhaltig mit sozialen und ökonomischen 
Zielen vereinbaren. So bestehen zahlreiche Möglichkeiten, durch Beteiligung 
der von Hochwasserschutzmaßnahmen betroffenen Personenkreise zu einem 
verträglichen und effektiven Hochwasser- und Erosionsschutz zu gelangen. Ins- 
besondere ist hierbei die Möglichkeit freiwilliger Vereinbarungen mit der Land- 
wirtschaft („Vertragshochwasserschutz“) und erosionsmindernder Agrarum- 
weltprogramme zu erwähnen. Staatlich erzwungene und generalisierend festge- 
legte Ackerbaubeschränkungen lassen sich dagegen nicht mit den Zielen der 
Nachhaltigkeit vereinbaren. Auch eine Anordnung von konservierender, pflug- 
loser Bodenbearbeitung, ohne Betrachtung des jeweiligen Einzelfalls käme auf- 
grund erheblicher Einbußen in Erntequalität und -menge in vielen Fällen einem 
Ackerbauverbot gleich. Die Einstellung des Ackerbaus in Überschwemmungs- 
gebieten ist nicht geeignet, Hochwassergefahren zu mindern. 

Neben nationalen Anstrengungen müssen auch Maßnahmen auf europäischer 
Ebene ergriffen werden, die auf die jeweiligen regionalen Gegebenheiten abge- 
stimmt werden. Die Europäische Kommission plant für diesen Sommer die Vor- 
lage eines Hochwasserschutzaktionsprogramms. Die Mitgliedstaaten sollen da- 
rin verpflichtet werden, bis zum Jahr 2009, entsprechend der Aufstellung der 
Bewirtschaftungspläne nach der Wasserrahmenrichtlinie, Hochwasserschutz- 
pläne aufzustellen. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. die deutsche Hochwasserschutzgesetzgebung in ein gesamteuropäisches 
Konzept zum vorbeugenden Hochwasserschutz einzubetten, 

2. bereits bestehende Vorschriften und Regelungen im Bereich des vorbeugen- 
den Hochwasserschutzes, insbesondere in Hochwasserentstehungsgebieten, 
gemeinsam mit den Ländern auf ihre Wirksamkeit hin zu überprüfen, gege- 
benenfalls anzupassen und falls erforderlich entsprechend zu koordinieren, 

3. im Einvernehmen mit den Ländern und Kommunen sowie den betroffenen 
Gruppen, wie der Landwirtschaft und der Schifffahrt, Regelungen und Maß- 
nahmen zum vorbeugenden Hochwasserschutz zu entwickeln, 

4. keine Ackerbauverbote oder Ackerbaubeschränkungen zu erlassen, sondern 
Ackerbau auch in Überschwemmungsgebieten und überschwemmungsge- 
fährdeten Gebieten weiterhin entsprechend den Regeln der guten landwirt- 
schaftlichen Praxis zuzulassen, 

5. sicherzustellen, dass an Flussläufen liegende Städte und Kommunen durch 
Maßnahmen des Hochwasserschutzes im Bereich der Bauleitplanung nicht 
unangemessen in ihren wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungsmöglich- 
keiten eingeschränkt werden, 

6. überschwemmungsgefährdete Gebiete gefährdungsbezogen auszuweisen 
und 
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7. bei der Ausweisung dieser Gebiete sicherzustellen, dass eventuell notwen- 
dige Auflagen und Regelungen den Wirtschafts- und Lebensverhältnissen 
der dort lebenden Menschen Rechnung tragen, 

8. durch Hochwasserschutzmaßnahmen entstehende Nutzungseinschränkun- 
gen mit den betroffenen Parteien abzustimmen sowie Zuständigkeiten und 
Kriterien für möglicherweise notwendige Entschädigungen zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen einvernehmlich festzulegen, 

9. die Chancen des Vertragshochwasserschutzes konsequent zu nutzen und 
diesen weiter zu stärken und 

10. den Betrieb von hochwassersicheren Anlagen zum Umgang mit wasser- 
bzw. bodengefährdenden Stoffen in Überschwemmungsgebieten weiterhin 
zu ermöglichen. 


Berlin, den 30. Juni 2004 


Dr. Peter Paziorek 

Ulrich Petzold 

Dr. Maria Flachsbarth 

Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach) 

Renate Blank 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) 
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Peter Götz 
Kurt-Dieter Grill 
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Uda Carmen Freia Heller 
Bernd Heynemann 
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Dr. Peter Jahr 
Volker Kauder 
Julia Klöckner 
Norbert Königshofen 
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Eduard Lintner 
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Marlene Mortler 
Henry Nitzsche 
Günter Nooke 
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Gerhard Wächter 
Werner Wittlich 

Dr. Angela Merkel, Michael Glos und Fraktion 



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83-91, 12103 Berlin 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Str. 192, 50735 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Telefax (02 21) 97 66 83 44 

ISSN 0722-8333 



